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 Öffentliche Bekanntmachung Nr. 038 / 2026 
 

 
 

Satzung 
  

über die Benutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen 
 

 der Stadt Eschborn 
 
  

 
Aufgrund der §§ 25 ff des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuchs (HKJGB) vom 
18. Dezember 2006 (GVBl. I S.698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10. Dezember 2025 (GVBl. 2025, Nr. 93) und der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessi-
schen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 7. März 2005 (GVBl. I S.142), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 05. Februar 2026 (GVBl 2026 Nr. 8) und §§ 1-6 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBl. 
S.134), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 01. April 2025 (GVBl 2025 Nr. 24), 
§§ 8a, 22, 22a, 24, 45, 47, 74, 85, 86, 90ff des Achten Buchs Sozialgesetzbuch – Kinder- 
und Jugendhilfe – (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 
(BGBl. I S.2022), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 23. April 2026 (BGBl 2026 
I Nr. 111) sowie §§ 15 Abs. 1 und 2, 16 Abs. 2 und 3 Hessisches Schulgesetz (HSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2023, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2025 (GVBl. 2025 Nr. 38), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Esch-
born in ihrer Sitzung am 25.06.2026 nachstehende Satzung über die Benutzung der Kinder-
betreuungseinrichtungen der Stadt Eschborn erlassen. 
 
 

§ 1 
 

Betreuung von Kindergarten- und Schulkindern 
 
Die Stadt Eschborn unterhält Kinderbetreuungseinrichtungen mit folgenden Schwerpunkten: 
Kindertagesstätten und Schulkinderbetreuung. Sie werden von der Stadt Eschborn als öf-
fentliche Einrichtungen unterhalten. Durch ihre Inanspruchnahme nach Maßgabe dieser Sat-
zung entsteht ein öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis.  
 
 

§ 2 
 

Stellung und Aufgabenbereich der 
 Kindertagesstätten und Schulkinderbetreuung 

 
Die städtischen Einrichtungen sind sozialpädagogische Einrichtungen, die der Fachaufsicht 
des zuständigen Amtes des Main-Taunus-Kreises unterstehen.  
 
Sie erfüllen ihren familienergänzenden und unterstützenden Erziehungs- und Bildungsauf-
trag nach Maßgabe des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB), des 
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Hessischen Schulgesetzes (HSchG), der Satzung der Stadt Eschborn und der pädagogi-
schen Konzeptionen der Einrichtungen. 
 
Die Einrichtungen der Stadt Eschborn sind Bildungsorte, in denen Kinder ihre individuellen 
Kompetenzen entwickeln können sowie Wertehaltungen und Wissen in einer Gemeinschaft 
erwerben. Wesentlich sind dabei die gezielte Unterstützung und Begleitung durch Fach-
kräfte, um Kinder zu fördern und Chancengerechtigkeit zu stärken.  
 
Alle Einrichtungen arbeiten inklusiv. 
 
 

§ 3 
 

Fachpersonal 
 
In den Kindertagesstätten werden Fachkräfte gemäß HKJGB beschäftigt. 
 
In der Schulkinderbetreuung werden vorrangig pädagogische Fachkräfte eingesetzt, es kön-
nen aber auch Nichtfachkräfte eingesetzt werden. 
 
 

§ 4 
 

Aufnahme 
 

(1) Grundlage der Aufnahmekapazitäten sind die jeweils gültigen gesetzlichen Regelungen 
bzw. Betriebsgenehmigungen. 

 Im Rahmen der Aufnahmekapazität werden in den Kindertagesstätten Kinder ab dem 
Monat der Vollendung des 3. Lebensjahres bis zur Einschulung aufgenommen und in 
der Schulkinderbetreuung von Beginn der Einschulung bis zur Vollendung der Grund-
schule. 
Die Einrichtungen stehen grundsätzlich allen Kindern offen, die in der Stadt Eschborn 
ihren Hauptwohnsitz haben, oder Kindern, die die jeweilige Schule besuchen. 

 
Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in einer bestimmten Einrichtung und eine bestimmte 
Betreuungszeit über den gesetzlichen Anspruch hinaus besteht nicht.  

 
Die Aufnahme eines Kindes erfolgt in der Kindertagesstätte bzw. der Schulkinderbetreu-

ung. 

(2) Die erforderliche Voranmeldung für die Kindertagesstätten ist bis spätestens 6 Monate 
vor der Vollendung des 3. Lebensjahres und für die Schulkinderbetreuung bis 31. De-
zember des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr der Einschulung voraus geht, bei der 
Stadt Eschborn vorzunehmen. 

 
(3) Geschwisterkinder werden bevorzugt in derselben Einrichtung oder der direkt angeglie-

derten Schulkinderbetreuung aufgenommen, sofern die Platzverhältnisse dies zulassen. 
 
(4) Mit der Aufnahme erkennen die Personensorgeberechtigten diese Satzung an. 
 
(5) Wenn die amtlich festgelegte Höchstbelegung nach dem HKJGB erreicht ist, können 

weitere Aufnahmen erst nach Freiwerden von Plätzen erfolgen.  
 
(6) Zum Schutz des aufzunehmenden Kindes ist die Impfbescheinigung gem. des Kinderge-

sundheitsschutz-Gesetzes (KiGesSchG HE) vor der Aufnahme in die 
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Kinderbetreuungseinrichtung vorzulegen. Insbesondere ist nach § 20 Abs. 8 und 9 Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) der Nachweis eines ausreichenden Impfschutzes gegen Ma-
sern vorzulegen. 
Dies kann durch Vorlage des Impfausweises oder durch eine entsprechend ärztliche Be-
scheinigung, für deren Kosten die Sorgeberechtigten selbst aufkommen, erfolgen.  

 
Kinder mit vorübergehenden ansteckenden Erkrankungen dürfen die Kinderbetreuungs-
einrichtung nicht besuchen. 

 
Kinder mit nicht nur vorübergehenden ansteckenden Erkrankungen und Kinder aus Fa-
milien, in denen nicht nur vorübergehende ansteckende Erkrankungen vorkommen, dür-
fen die Kinderbetreuungseinrichtung nur besuchen, wenn eine ärztliche Unbedenklich-
keitsbescheinigung vorgelegt wird. 

 
 Die jeweils gültige Fassung des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) findet entsprechende 

Anwendung. 
 
 

§ 5 
 

Übergangsregelung von U3-Betreuung zu Kindertagesstätte 
 
(1) Kann Kindern ab der Vollendung des 3. Lebensjahres von der Stadt Eschborn kein Kin-

dergartenplatz mit dem benötigten Stundenkontingent angeboten werden, so übernimmt 
die Stadt Eschborn die Kosten der U3-Betreuung für Kindertagespflege oder Krippe, 
welche die Betreuungsgebühren (inkl. Verpflegung) im Kindergarten übersteigen. 

 
(2) Absatz 1 gilt ebenfalls für Kinder, die vor Vollendung des 3. Lebensjahres in keiner Be-

treuung waren.  
 
(3) Die Gewährung endet spätestens mit dem Angebot eines Kindergartenplatzes durch die 

Stadt Eschborn mit benötigtem Stundenkontingent, unabhängig von der Annahme des 
Angebotes.  

 
(4) Der Antrag auf Kostenübernahme der Differenzkosten kann auf der Homepage der Stadt 

Eschborn ausgedruckt oder direkt beim Magistrat der Stadt Eschborn, Fachbereich 4, 
Kleinkindbetreuung, Ludwig-Erhard-Str. 30-34, 65760 Eschborn, angefordert werden. 
Die Kostenübernahme der Differenzkosten wird ab dem Monat der Antragstellung (Post-
eingang bei der Stadt Eschborn) bewilligt. 
Von den Personensorgeberechtigten sind der Stadt Eschborn folgende Nachweise vor-
zulegen: 

 

• Betreuungsvertrag zwischen den Personensorgeberechtigten und der Kindertages-
pflegeperson oder der Betreuungseinrichtung, mit Angabe des Betreuungsumfanges. 

 

• Arbeitsnachweise, Studienbescheinigungen oder Bescheinigung des Arbeitsamtes 
der Personensorgeberechtigten, aus denen der Umfang der Arbeitsstunden und Ar-
beitstage hervorgeht. 

 

• Nachweis der gezahlten Betreuungs- sowie Verpflegungskosten ab dem Monat, in dem 
das Kind drei Jahre alt wird. Die Nachweise können monatlich oder vierteljährlich ein-
gereicht werden. Bis spätestens 31.03. des Folgejahres sind sie der Stadt Eschborn 
vorzulegen. 

 
(5) Werden die Nachweise nach dem 31.03. des Folgejahres eingereicht, entfällt der An-

spruch auf den Zuschuss. 
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§ 6 

 
Aufnahmekriterien 

 
(1) In den Kindertagesstätten werden Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr an bis zur Ein-

schulung grundsätzlich in der Reihe der Geburtsdaten aufgenommen. Ältere Kinder ha-
ben Vorrang. 

 
(2) In Ausnahmefällen kann von dem o. a. Grundsatz abgesehen und die Dringlichkeit der 

Aufnahme berücksichtigt werden. 
 

 Vorzugsweise können aufgenommen werden (in absteigender Dringlichkeit): 
 
a) Kinder, deren Pflege und Erziehung in der Haushaltsgemeinschaft einen Härtefall 

darstellt. Bei der Vergabe von Betreuungsplätzen gemäß der Absätze 1 und 4 werden 
soziale Härtefälle vorrangig berücksichtigt.  

 
b) Kinder alleinstehender berufstätiger Personensorgeberechtigter 
 
c) Kinder, deren beide Personensorgeberechtigte noch in der Ausbildung stehen oder 

einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
 
d) Geschwisterkinder 
 
e) Kinder aus Haushaltsgemeinschaften mit 3 oder mehr Kindern unter 15 Jahren (es 

gelten die jeweils aktuellen Daten des Einwohnermeldeamtes) 
 
f) Kinder beim Übergang aus einer U3-Betreuung in die Kindertagesstätte 

 
(3) Bei der Aufnahme in die Kindertagesstätten wird der bestehende Rechtsanspruch durch 

einen Betreuungsplatz in der Zeit von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr abgedeckt. Ein längerer 
Betreuungsbedarf muss durch entsprechende Arbeitszeitbescheinigungen nachgewie-
sen werden. 

 
(4) Bei der Aufnahme in die Schulkinderbetreuung ist grundsätzlich die Berufstätigkeit bei-

der Personensorgeberechtigten Voraussetzung. Es werden die Kinder vordringlich auf-
genommen, die die unteren Schulklassen besuchen. Ansonsten gelten die Dringlich-
keitskriterien des Absatzes 2 mit Ausnahme von Buchstabe f). 

 
 Die Reihenfolge der unter den Buchstaben b) und c) in Absatz 2 berücksichtigten Kinder 

ergibt sich aus der Anzahl der Arbeitstage pro Woche und Arbeitsstunden pro Tag (in 
absteigender Folge) der berufstätigen Personensorgeberechtigten. 

 
(5) Kinder, die ab August 2026 in die 1. Klasse eingeschult werden, sind von der Regelung 

gemäß Abs. 4 ausgenommen, hier gilt der entsprechende Rechtsanspruch nach dem 
Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter (GaFöG) auf einen 
Platz in der Schulkinderbetreuung. 

 Der Rechtsanspruch umfasst 8 Betreuungsstunden inkl. Schulstunden. Ein längerer Be-
treuungsbedarf muss durch entsprechende Bescheinigungen gemäß Abs. 4 nachgewie-
sen werden. 
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§ 7 

 
Vertragsende, Kündigung und Ausschluss 

 
(1) Die Abmeldung des Kindes bei der Leitung der Kindertagesstätte oder der Schulkinder-

betreuung ist nur bis zum 15. eines Monats zum Ende des nächsten Monats möglich. 
Sie muss von den Personensorgeberechtigten schriftlich erfolgen. Bei nicht rechtzeitigen 
Kündigungen muss der volle Betrag auch für den Monat gezahlt werden, der auf das 
Ausscheiden erfolgt. Das Recht, das Betreuungsverhältnis in der vorgegebenen Frist zu 
kündigen, gilt ebenfalls für den Träger, beispielsweise wenn die Öffnungs- oder Bu-
chungszeiten wiederholt überschritten wurden. 

 
(2) Der Vertrag für Kindergartenkinder endet automatisch, wenn die regelmäßige Schul-

pflicht oder eine vorzeitige Aufnahme des Kindes in die Schule erfolgt. 
 
(3) Der Vertrag für Kinder in den Grundschulen endet automatisch nach Abschluss der 

Grundschulzeit. 
 
(4) Erfolgt die Kündigung vor Betreuungsbeginn, wird für die Bereitstellung des Betreuungs-

platzes für die ersten zwei Monate der volle Elternbeitrag erhoben. Von dieser Regelung 
kann Abstand genommen werden, wenn der Betreuungsplatz durch ein anderes Kind 
nachbesetzt werden kann. 

 
(5) Die Stadt Eschborn hat das Recht, bei grobem Fehlverhalten des Kindes und nach An-

hörung der Erziehungsberechtigten, z.B. bei selbst- oder fremdgefährdendem Verhalten, 
die vereinbarte tägliche Betreuungszeit zu kürzen, das Betreuungsverhältnis zeitlich zu 
begrenzen oder das Kind ganz von der Betreuung auszuschließen. 
 
Diese Befugnis steht der Stadt Eschborn in der Schulkinderbetreuung ebenfalls zu, 
wenn die Schulleitung gegenüber dem Kind pädagogische Maßnahmen, Ordnungsmaß-
nahmen oder Maßnahmen zum Schutz von Personen nach dem HSchG erlassen hat. 
Die erhobenen Gebühren bleiben davon unberührt. 

 
(6) Der Platz in der Kindertagesstätte und der Schulkinderbetreuung kann entzogen werden, 

wenn 
 

a) die Personensorgeberechtigten mit mindestens zwei Monatsgebühren im Rückstand 
sind. 

 
b) das Kind länger als vier Wochen unentschuldigt fehlt. 

 
c) die Personensorgeberechtigten diese Satzung nicht einhalten und/oder wiederholt 

gegen Bestimmungen und Regelungen der Betreuungseinrichtung verstoßen.  
 

d) das Kind sich und/oder andere Kinder gefährdet und durch Kooperation mit den Per-
sonensorgeberechtigten die Gefährdung nicht abgewendet werden kann. 

 
e) nicht ausräumbare, erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen den Personen-

sorgeberechtigten, Träger und Leitung bestehen. 
 
f) das Kind länger als 8 Wochen der Einrichtung fernbleibt. Im Einzelfall kann, z.B. auf-

grund Krankheit, dieser Zeitraum verlängert werden. 
 

Der Platz wird grundsätzlich mit einer Frist von 14 Tagen zum Monatsende entzogen, es 
sei denn, dass schwerwiegende Gründe einen sofortigen Ausschluss fordern. 
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(7) Das Kind muss vorübergehend vom weiteren Besuch der Einrichtung ausgeschlossen 

werden, wenn der Verdacht besteht, dass es ernsthaft erkrankt ist oder es in Folge einer 
übertragbaren Krankheit gemäß § 34 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-
tionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) die Einrichtung nicht besu-
chen darf. In diesem Fall erfolgt keine Beitragsrückerstattung. 

 
 

§ 8 
 

Betreuungsmöglichkeiten (Module) 
 

(1) Die Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Eschborn sind von montags bis freitags in 
der Zeit von 7:00 Uhr bis 17:00 Uhr geöffnet. 
Ausnahme hierbei ist die Kindertagesstätte Naturgruppe, die eine Betreuung in der Zeit 
von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr anbietet. 
 
Die Personensorgeberechtigten können nach Maßgabe der Kapazität der jeweiligen Ein-
richtung und dem Wohl des Kindes grundsätzlich verschiedene Leistungsangebote zu 
Beginn des Kindertagesstättenjahres vereinbaren. 

 
(2) Leistungsangebote für Kindertagesstätten (Altersgruppe 3 - 6 Jahre): 
 

- Modul 1:    7:00 bis 12:30 Uhr ohne Mittagessen (verbindliches Grundmodul) 
- Modul 2:   12:30 bis 14:00 Uhr mit Mittagessen 
- Modul 3:   14:00 bis 15:00 Uhr 
- Modul 4  15:00 bis 16:00 Uhr 
- Modul 5:   16:00 bis 17:00 Uhr 

 
 
(3) Leistungsangebot für die Kindertagestätte Naturgruppe (Altersgruppe 3 - 6 Jahre): 

 
- Modul 1   8:00 bis 13:00 Uhr ohne Mittagessen (verbindliches Grundmodul) 

 - Modul 2 13:00 bis 14:00 Uhr mit Mittagessen 
 - Modul 3 14:00 bis 15:00 Uhr 
 - Modul 4 15:00 bis 16:00 Uhr 

- Modul 5:   16:00 bis 17:00 Uhr 
 
 
(4) Leistungsangebot in der Schulkinderbetreuung (Altersgruppe 6 - 10 Jahre): 
 

- Modul 1:   7:00 bis   8:00 Uhr  
- Modul 2:  8:00 bis 14:00 Uhr mit oder ohne Mittagessen 

(verbindliches Grundmodul) 
- Modul 3:  14:00 bis 15:00 Uhr mit Mittagessen 
- Modul 4:  15:00 bis 16:00 Uhr 
- Modul 5:  16:00 bis 17:00 Uhr 

 
(5) Leistungsangebot Ferienbetreuung (Altersgruppe 3 - 10 Jahre): 

 - Modul Ferienbetreuung:  pro Woche 
 

 Die Betreuungszeiten entsprechen den zum Zeitpunkt der Ferien gebuchten 
Betreuungsmodulen. 
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(6) In allen Einrichtungen der Stadt Eschborn können Module ausschließlich zusammen-
hängend gebucht werden.   

 
(7) Die Personensorgeberechtigten legen sich für ein Schuljahr / Kindertagesstättenjahr  

(1. August bis 31. Juli) auf ein bestimmtes Modulsystem fest. Eine Veränderung ist nur 
in schriftlich begründeten Ausnahmefällen möglich. Moduländerungen müssen bis zum 
15. eines Monats in der jeweiligen Einrichtung eingereicht werden, damit diese zum 1. 
des Folgemonates berücksichtigt werden können. Für Abs. 5 gelten andere Vorlaufzei-
ten, die jährlich mitgeteilt werden. 

 In jeder Einrichtung steht eine bestimmte Anzahl von Halbtags-, Dreiviertel- oder Ganz-
tagsplätzen bzw. Anzahl von Schulkinderbetreuungsplätzen zur Verfügung. Die Vergabe 
der Module in den Fällen der Absätze 2 bis 4 erfolgt in diesem Rahmen. 

 
(8) Die Kindertagesstätten und die Schulkinderbetreuung sind zwischen Weihnachten und 

Neujahr geschlossen. Bei anderen notwendig werdenden Schließungen werden die Per-
sonensorgeberechtigten rechtzeitig unterrichtet.  

 
(9) Wird während der Schulferien eine Betreuung benötigt, ist diese separat pro Woche 

hinzu zu buchen. Gemäß § 15 werden zusätzliche Gebühren erhoben. 
 

Während der Schließungszeiten gemäß § 8 Abs. 8 und § 9 Abs. 1 kann keine Betreuung 
in den Schulferien gebucht werden. 

 
 

§ 9 
 

Sommerferienregelung  
 

(1) Für die Kindertagesstätten sowie die Schulkinderbetreuung wählen die Personensorge-
berechtigten, ob ihr Kind in der 1. und 2. Woche oder in der 4. und 5. Woche der Som-
merferien die Einrichtung besucht. In der 6. Woche ist die Einrichtung für alle Kinder ge-
öffnet. 

 In der 3. Woche der hessischen Sommerferien sind die Einrichtungen geschlossen, es 
ist keine Betreuung möglich. 
In schriftlich begründeten Einzelfällen (Arbeitgeberbescheinigung) ist mit Ausnahme der 
3. Woche eine durchgehende Betreuung möglich.  

 
(2) Die Naturgruppe Arboretum ist in der 3., 4. und 5. Woche der hessischen Sommerferien 

geschlossen. Es wird kein Notdienst angeboten. 
 

 
§ 10 

 
Verantwortung der Personensorgeberechtigten 

 
(1) Es wird erwartet, dass die Kinder die Einrichtungen regelmäßig und pünktlich besuchen. 
 
(2) Die Personensorgeberechtigten übergeben die Kinder zu Beginn der Betreuungszeiten 

dem Personal und holen sie nach Beendigung der Betreuungszeit wieder ab.  
 

Sollten die Kinder die Einrichtung vorzeitig oder ohne Begleitung verlassen, bedarf es 
jeweils einer schriftlichen Erklärung der Personensorgeberechtigten gegenüber der Lei-
tung. Dies ist auch der Fall, wenn das Kind nicht von den Personensorgeberechtigten, 
sondern von fremden Personen abgeholt wird. 
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Bei Festen oder ähnlichen Veranstaltungen in den Einrichtungen obliegt die Aufsichts-
pflicht den Personensorgeberechtigten. 

 
(3) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, das Fehlen des Kindes umgehend mit-

zuteilen. 
 
(4) Die telefonische Erreichbarkeit von mindestens einem Personensorgeberechtigten muss 

gewährleistet sein. 
 
(5) Wechseln die Personensorgeberechtigten ihren Wohnsitz - auch innerhalb Eschborns - 

sind sie verpflichtet, dies der Stadt innerhalb von 14 Tagen nach dem Umzug anzuzei-
gen. 

 
Bei Wohnsitzwechsel in eine andere Stadt wird eine Übergangsfrist von drei Monaten 
nach dem Umzug gewährt; das Betreuungsverhältnis ist durch die Personensorgebe-
rechtigten fristgerecht zu kündigen. 
 

(6) Kinder, die an meldepflichtigen Erkrankungen gemäß des Infektionsschutzgesetzes lei-
den, dürfen die Einrichtung nicht besuchen. Dies gilt auch für alle Personen der Haus-
haltsgemeinschaft. Bei der Wiederaufnahme des Kindes ist ein ärztliches Attest darüber 
vorzulegen, dass ein Hinderungsgrund nicht mehr vorliegt. Bei Unklarheiten können die 
Sprechstunden des Gesundheitsamtes in Anspruch genommen werden. 
 

(7) In den Einrichtungen, auf den Außengeländen oder bei Aktivitäten außerhalb der Einrich-
tungen ist die Nutzung von Smartphones oder anderen digitalen Geräten (ohne dienstli-
chen Kontext) untersagt. Fotos, Video-, Ton- oder andere Aufzeichnungen bedürfen einer 
schriftlichen Vereinbarung.  

 
 

§ 11 
 

Bildungs- und Erziehungspartnerschaft in den Kindertagesstätten 
und der Schulkinderbetreuung  

 
Eine kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen Personensorgeberechtigten, Fachkräften und 
dem Träger der Einrichtungen ist Voraussetzung für eine förderliche pädagogische Arbeit. 
Dies unterstützt die Entwicklung der Persönlichkeit des Kindes und seiner sozialen Fähigkei-
ten. 
 
Pädagogische Fachkräfte und Personensorgeberechtigte kooperieren im Sinne einer guten 
Bildungs- und Erziehungspartnerschaft. Dazu gehören u. a. regelmäßige Entwicklungsge-
spräche, regelmäßige Elternabende, die Gestaltung gemeinsamer Projekte, Feste und Fei-
ern. 
 
Die Mitwirkung der Personensorgeberechtigten in den Einrichtungen ist ehrenamtlich. 
 
 

§ 12 
Elternbeirat 

 
Zur weiteren Beteiligung der Personensorgeberechtigten wird alle zwei Jahre ein Elternbeirat 
in jeder Kinderbetreuungseinrichtung gewählt, der mit dem Träger und den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zusammenarbeitet und die Bildungs- und Erziehungsarbeit in der jeweiligen 
Einrichtung fördert und unterstützt. 
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Der Aufgabenbereich, die Zusammensetzung und die Wahlen des Elternbeirates sind in der 
Anlage 1 geregelt. 
 
 

§ 13 
 

Stadtelternbeirat 
 
Der Stadtelternbeirat setzt sich aus den gewählten Vertreterinnen und Vertretern der einzel-
nen Kinderbetreuungseinrichtungen zusammen und wird alle zwei Jahre gewählt.  
Der Aufgabenbereich, die Zusammensetzung und die Wahlen des Stadtelternbeirates sind in 
der Anlage 1 geregelt. 
 
 

§ 14 
 

Gebühren 
 
Für die Benutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen haben die Personensorgeberechtig-
ten Gebühren zu entrichten. Diese gliedern sich wie folgt auf: 
 

a) Betreuungsgebühr 
b) Essensgeld (Verpflegung, Imbiss, Getränke) 
c) Frühstücksgeld (für Halbtagsplätze, enthält Frühstück und Getränke) 
d) Ferienbetreuung  
 
Die Betreuungsgebühr sowie das Essens- und Frühstücksgeld sind für den Besuch der Ein-
richtung auch bei Fehlen des Kindes und Schließungszeiten (z. B. Feiertage, Ferien, Fortbil-
dungsmaßnahmen des Personals, Betriebsausflug usw.) gemäß § 11 Absatz 12 stets für den 
vollen Monat zu entrichten. Eine Reduzierung der Öffnungszeiten aus innerbetrieblichen 
Gründen und für unerwartete Schließungen (z. B. wegen Streiks, krankheitsbedingten Perso-
nalausfällen, bei bestehenden Gesundheitsgefährdungen, höherer Gewalt in Form von Blitz-
schlag, Erdbeben, Pandemie, Bürgerkrieg, Einbruch, Wasserschäden, Verzögerungen bei 
Baumaßnahmen und vergleichbaren Gründen) erfolgt ohne Rückerstattung von Betreuungs-
gebühren, Essens- und Frühstücksgeld.  
 
Bei allen notwendig werdenden Schließungen werden die Personensorgeberechtigten recht-
zeitig unterrichtet.  
 
In den Kindertagesstätten und in der Schulkinderbetreuung werden für eine Betreuungs-
stunde monatlich 15,00 € und ab dem 01.08.2027 monatlich 20,00 € Gebühren erhoben.  
 
Für eine Betreuung während der Schulferien werden zusätzlich pro Woche 50,00 €  
Gebühren erhoben.  
 
Die Stadt Eschborn nimmt an der Freistellung vom Teilnahme- und Kostenbeitrag gemäß § 
32 Buchstabe c Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB) teil und stellt in 
den Kindertagesstätten bis zu sechs Betreuungsstunden gebührenfrei (siehe § 15). 
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§ 15 
 

Betreuungsgebühren für Module 
 
 

(1) Die monatlichen Betreuungsgebühren in den Kindertagesstätten (Alters-

gruppe 3 - 6 Jahre) betragen: 
 

Modul 1:     7:00 bis 12:30 Uhr = 0,00 € 
Modul 2:   12:30 bis 14:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
 (12:30 bis 13:00 Uhr =     0,00 € /   0,00 €*) 
Modul 3:    14:00 bis 15:00 Uhr =   15,00 € / 20,00 €* 
Modul 4:    15:00 bis 16:00 Uhr =   15,00 € / 20,00 €* 
Modul 5:  16:00 bis 17:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
 
*ab 01.08.2027 

 
 
(2) Die monatlichen Betreuungsgebühren in der Naturgruppe im Arboretum be-

tragen (Altersgruppe 3 - 6 Jahre): 
 

Modul 1:   8:00 bis 13:00 Uhr = 0,00 € 
Modul 2: 13:00 bis 14:00 Uhr = 0,00 € 
Modul 3:  14:00 bis 15:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
Modul 4:  15:00 bis 16:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
Modul 5: 16:00 bis 17:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
 

*ab 01.08.2027 
 

 
(3) Die monatlichen Betreuungsgebühren in der Schulkinderbetreuung betra-

gen (Altersgruppe 6 - 10 Jahre): 
 
Modul 1:        7:00 bis   8:00 Uhr               = 15,00 € / 20,00 €* 
Modul 2:   8:00 bis 14:00 Uhr = 0,00 € 
Modul 3: 14:00 bis 15:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
Modul 4: 15:00 bis 16:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
Modul 5: 16:00 bis 17:00 Uhr =  15,00 € / 20,00 €* 
 

*ab 01.08.2027 
 
 

(4) Ferienbetreuung pro Woche (Altersgruppe 3 -10 Jahre): 
 
Modul Ferienbetreuung: = 50,00 € 

(5) Sollten die Personensorgeberechtigten des Kindes Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten, 
kann über den Fachbereich Soziales, Kinder, Jugend und Senioren der Stadt Eschborn 
ein Antrag auf Übernahme oder Ermäßigung der Betreuungsgebühr beim               
Main-Taunus-Kreis gestellt werden. 

 
(6) Besuchen mehrere Geschwisterkinder städtische, kirchliche Kindertagesstätten, eine 

Schulkinderbetreuung, Kindertagespflegepersonen oder Krippen in Eschborn, so fällt 
für ein Kind die höchste Betreuungsgebühr an, für alle weiteren Kinder nur noch das 
Essens- oder Frühstücksgeld. 
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(7) Je nach Bedarf können in den einzelnen Kindertagesstätten drei Plätze pro Gruppe für 
Platzsharing ab 12:30 Uhr und in der Schulkinderbetreuung ab 14:00 Uhr angeboten 
werden. Die Personensorgeberechtigten müssen sich für ein Kindertagesstätten- bzw. 
Schuljahr auf diese Option festlegen. 
 
Es besteht die Möglichkeit, einen Block von zwei oder drei Nachmittagen zu buchen. 
Dadurch entsteht ein monatlicher Betrag in Höhe von 1/5 der Betreuungsgebühr pro 
Nachmittag.  

 
(8) Bei nachgewiesener finanzieller Notlage der Personensorgeberechtigten oder in sozia-

len Härtefällen kann die Übernahme der Betreuungsgebühr für Einrichtungen beim 
Main-Taunus-Kreis beantragt werden. 

 
(9) In besonderen Härtefällen kann beim Magistrat der Stadt Eschborn ein Antrag auf 

Stundung, Ermäßigung oder Erlass der Gebühren gestellt werden. 
 
 

§ 16 
 

Essens- und Frühstücksgeld 
 

(1) Das Essen in den Kindertagesstätten wird kindgerecht in der Einrichtung gekocht und 
zubereitet. Die Gebühren für Essens- und Frühstücksgeld betragen monatlich: 
Kindertagesstätte (7:00 bis 12:30 Uhr): Frühstücksgeld =  20,00 € 
Kindertagesstätte: Essensgeld =  60,00 € 
 

(2) Das Essen in der Schulkinderbetreuung wird mit Ausnahme des Abs.4 kindgerecht in 
der Einrichtung gekocht und zubereitet. Die Gebühren für Essensgeld betragen monat-
lich: 
Schulkinderbetreuung Essensgeld =  90,00 € 
 
Die Gebühren können zu Beginn eines Schuljahres an die Preisentwicklung angepasst 
werden. Den Beschluss hierzu fasst der Magistrat, die Stadtverordnetenversammlung 
wird informiert. 
 

(3) Für Kinder, die ab August 2026 in die 1. Klasse eingeschult werden, ist die Teilnahme 
am Mittagessen in der Schulkinderbetreuung, bei einer Betreuungszeit von 07:00 bis 
14:00 Uhr (gem. § 15 (3) / Modul 1 und 2), freiwillig. Bei Betreuungszeiten über 14:00 
Uhr hinaus ist die Teilnahme am Mittagessen verpflichtend. 

 
(4) Personensorgeberechtigte, deren Kinder die Schulkinderbetreuung Berliner Straße be-

suchen, buchen das Mittagessen direkt über den Caterer der Schulessenversorgung. 
 

 
§ 17 

 
Zahlungsbedingungen 

 
Sofern ein SEPA-Lastschriftmandat vorliegt, werden die Gebühren am 15. eines jeden Mo-
nats im Einzugsverfahren von der Stadtkasse für den laufenden Monat eingezogen. 
 
Ansonsten sind die Gebühren jeweils bis zum 15. des laufenden Monats an die Stadtkasse 
zu überweisen. 
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§ 18 
 

Unfallversicherung 
 
Alle Kinder sind während der Betreuungszeit in der Einrichtung gesetzlich unfallversichert. 
Gegen Unfälle auf dem Hin- und Rückweg sind die Kinder ebenfalls gesetzlich versichert. 
 
 

§ 19 
 

Beschädigung durch Kinder 
 
Von den Kindern wird erwartet, dass mit dem Eigentum der Einrichtung pfleglich umgegan-
gen wird. Für Schäden durch Kinder gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

 
 

§ 20 
 

Haftung bei abhanden gekommenen Sachen und Sachschäden 
 
Die Stadt Eschborn haftet nicht für abhanden gekommene Sachen sowie Sachschäden. 
 
Die Stadt Eschborn hat für die Kinder eine Garderoben- und Fahrradversicherung abge-
schlossen.  
 
 

§ 21 
 

Aufsichtspflicht des Trägers 
 
Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der Übergabe des Kindes durch die Begleit-
person an eine pädagogische Fachkraft auf dem Grundstück der Einrichtung. Sollte das Kind 
ohne Begleitung in die Einrichtung kommen, beginnt die Aufsichtspflicht mit der persönlichen 
Begrüßung durch das Kind selbst. Dies gilt gleichfalls im Rahmen der Ganztagsschule beim 
Wechseln, z. B. zwischen Schulunterricht, Betreuung, Projekten und Angeboten in verschie-
denen Gebäuden, auch außerhalb des Schulgeländes. Diesen Weg bewältigen die Kinder 
entsprechend ihrem Entwicklungsstand selbständig. 
Die Aufsichtspflicht endet, sobald das Kind sich verabschiedet oder von der Begleitperson 
übernommen wird.  
Die Aufsichtspflicht des Trägers über die in der Einrichtung betreuten Kinder erstreckt sich 
nicht auf den Weg der Kinder von und zur Kindertagesstätte und zur Schulkinderbetreuung.  
Hier obliegt die Pflicht zur Aufsicht über die Kinder allein den Personensorgeberechtigten.  

 
 

§ 22 
 

Tätigkeit von Personensorgeberechtigten in der Einrichtung 
 
Übernehmen Personensorgeberechtigte Aufgaben bei Veranstaltungen der Einrichtung, so 
unterliegen sie der Weisung des Trägers. 
Die Ausübung der Aufsicht durch Personensorgeberechtigte im Bereich der Einrichtung oder 
auf Veranstaltungen außerhalb der Einrichtung ist nur zusammen mit mindestens einer 
Fachkraft gestattet. 
 
Die Stadt Eschborn hat für diese Personensorgeberechtigten eine Gruppenunfallversiche-
rung abgeschlossen. 



13 
 

(veröffentlicht am 26.06.2026) 

§ 23 
 

Übergang von Einrichtung zu Einrichtung 
 
Bei altersbedingt notwendig werdendem Übergang von der Kindertagesstätte in die Schulkin-
derbetreuung sind die Personensorgeberechtigten verpflichtet, das Kind rechtzeitig vorher in 
der betreffenden neuen Einrichtung anzumelden, da ein automatischer Übergang nicht er-
folgt. 
 
Besucht ein Kind nach der Kindertagesstätte eine weitere Einrichtung der Stadt Eschborn, so 
sind die gesamten monatlichen Gebühren für die Kindertagesstätte bis zum Aufnahmemonat 
in die neue Einrichtung zu entrichten. 

 
 

§ 24 
 

Datenschutz  
 
Alle für das Verfahren erforderlichen Angaben werden automatisiert gespeichert und verar-
beitet. Die Angaben sind zweckentsprechend nur für den Fachbereich Soziales, Kinder, Ju-
gend und Senioren – Kindertagesstättenverwaltung bestimmt und unterliegen den jeweils ak-
tuellen Datenschutzbestimmungen nach der Datenschutz-Grundverordnung, den §§ 61 ff. 
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII und den §§ 20 ff. Hessisches Datenschutz- und Informations-
freiheitsgesetz (HDSIG). Eine Datenübermittlung an Dritte findet nur im Rahmen der Vollstre-
ckung nach dem Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz (HessVwVG) statt. 

 
 

§ 25 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung über die Benutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Eschborn 
tritt am 1. August 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung über die Benutzung 
der Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Eschborn vom 1. Juni 2023 außer Kraft. 
 
 
Eschborn, den 25.06.2026 
 
Stadt Eschborn 
Der Magistrat 
 
 
 
 
gez. 
Bärbel Grade 
Erste Stadträtin 
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Ausfertigungsvermerk: 
 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßge-
benden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
 
Eschborn, den 25.06.2026 gez. 
 Shaikh 
 Bürgermeister 
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Anlage 1 
zur Satzung über die Benutzung der Kinderbetreuungseinrichtungen der Stadt Eschborn in 
der Fassung vom 25.06.2026 

 
 

ELTERNMITWIRKUNG 
 

§ 1 
 

Elternversammlung 
 
1. Die Personensorgeberechtigten aller der die Kinderbetreuungseinrichtung besuchenden 

Kinder bilden die Elternversammlung jeder Einrichtung. 
 

2. Die Elternversammlung kann vom Träger Auskunft über alle die Kinderbetreuungsein-
richtungen betreffenden Fragen verlangen. 
 

3. Zur Elternversammlung lädt die Leitung der Einrichtung einmal im Jahr ein. Sie ist einzu-
berufen, wenn dies die Personensorgeberechtigten fordern. 

 
 

§ 2  
 

Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertreter 
 
1. Die Elternversammlung wählt aufgeteilt in ihren jeweiligen Gruppen jeweils zwei Grup-

penvertreterinnen und Gruppenvertreter. Die Gruppe ist mit der Anzahl der anwesenden 
Personensorgeberechtigten beschlussfähig. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in den 
Einrichtungen, in denen sie tätig sind, nicht wählbar. 
 

2. Zu dieser Wahl muss die Leitung mindestens 10 Tage vor dem Wahltag schriftlich einla-
den. 
 

3. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
 

4. Die Wahl wird geheim durchgeführt. 
 

5. Über die Wahl muss eine Wahlniederschrift angefertigt werden (Mustervordrucke werden 
von der Leitung zur Verfügung gestellt). 

 
6. Sind in den jeweiligen Gruppen nicht ausreichend Bewerberinnen oder Bewerber vor-

handen, so erfolgt die Wahl entsprechend der sich zur Wahl stellenden Bewerberinnen 
oder Bewerber. Eine erneute Einladung erfolgt nicht. 
 

7. Die Personensorgeberechtigten einer Familie haben zusammen eine Stimme je Kind. 
Werden zwei oder mehr Kinder in einer Gruppe betreut, haben die Personensorgebe-
rechtigten ebenfalls nur eine Stimme. 
 

8. Die gewählten Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertreter sind feste Mitglieder des El-
ternbeirates der jeweiligen Einrichtung. 
 

9. Die Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertreter werden für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. 
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10. Sollte eine Gruppenvertreterin oder ein Gruppenvertreter vom Amt zurücktreten, findet 
eine Nachwahl statt.  

 
 

§ 3 
 

Elternbeirat 
 
1. Der Elternbeirat setzt sich wie folgt zusammen:  
 

mit Stimmrecht: 

• die gewählten Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertreter 
 

beratend: 

• die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung 

• von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kinderbetreuungseinrichtung gewählte 
Vertreterinnen und Vertreter 

• eine Lehrerin oder ein Lehrer einer im Einzugsbereich gelegenen Schule 

• bei Bedarf eine Vertreterin oder ein Vertreter des Trägers 
 
2. Zur ersten Sitzung des Elternbeirates lädt die Leitung der Einrichtung ein. 
 
3. Die Gruppenvertreterinnen und die Gruppenvertreter wählen die Elternbeiratsvorsit-

zende oder den Elternbeiratsvorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter sowie zwei Vertreterinnen oder Vertreter für den Stadtelternbeirat. 
 

4. Wahlberechtigte können ihr Stimmrecht nur persönlich ausüben. Abwesende Wahlbe-
rechtigte sind nur dann wählbar, wenn sie sich zuvor schriftlich zur Annahme der Wahl 
bereit erklärt haben. Die Wahl findet geheim statt. 

 
5. Der Elternbeirat übt in folgenden Punkten eine beratende Funktion aus: 
 

• bei den Grundfragen der pädagogischen Arbeit, 

• bei der Planung baulicher Maßnahmen, 

• bei der Festlegung der Öffnungszeiten unter Berücksichtigung der arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen für Personal, 

• bei der Versorgung der Kinder mit Mahlzeiten, 

• bei der Gestaltung von Veranstaltungen  
 

6. Die Vorsitzende, der Vorsitzende oder die Stellvertretung lädt im Einvernehmen mit der 
Leitung ein, bereitet die Sitzung vor und leitet sie. 

 
7. Über die Sitzung des Elternbeirates ist ein Beschlussprotokoll zu fertigen, ein Exemplar 

ist der Trägervertretung im Rathaus zuzuleiten. 
 
 

§ 4 
 

Sitzungen und Abstimmungen 
 

1. Die Beratungen des Elternbeirates sind für die Personensorgeberechtigten der die Ein-
richtung besuchenden Kinder in der Regel öffentlich.  
 

2. Auf Antrag kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
 

3. Beschlüsse werden mit den Stimmen der Mehrheit der Anwesenden gefasst. 
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§ 5 

 

Verschwiegenheit 
 
Die Elternvertreterinnen und Elternvertreter haben über die ihnen bei ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten, auch nach Beendigung ihrer Amtszeit Ver-
schwiegenheit zu bewahren. 

 
 

§ 6 
 

Stadtelternbeirat 
 
1. Der Stadtelternbeirat hat die Aufgabe, die Interessen der Personensorgeberechtigten 

und die einzelnen Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertreter der Kinderbetreuungs-
einrichtungen gegenüber dem Träger zu vertreten. Der Stadtelternbeirat koordiniert die 
einrichtungsübergreifenden Aufgaben. 

 
2. Der Stadtelternbeirat ist berechtigt, Vorschläge und Anträge an den Träger zu erstellen. 

 
3. Der Stadtelternbeirat sucht den Kontakt und die Zusammenarbeit mit den Kindertages-

stätten der konfessionellen Träger und zu anderen öffentlichen Einrichtungen wie z.B. 
Schulen. 
 

4. Dem Stadtelternbeirat gehören an:  
 

mit Stimmrecht: 

• Je zwei gewählte Gruppenvertreterinnen oder Gruppenvertreter aus den einzelnen 
Elternbeiräten. 

• Zwei gewählte Vertreterinnen oder Vertreter aus dem gewählten Elternbeirat der 
evangelischen Kindertagesstätte. 

 
beratend:  

• Die zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent. 

• Je eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter aus dem Kindertagesstättenbereich und Be-
reich der Schulkinderbetreuung. 

• Fachberatung oder -aufsicht für die Kinderbetreuungseinrichtungen. 

• Die Schulleiterinnen oder die Schulleiter der Grundschulen oder von ihnen benannte 
Vertreterinnen oder Vertreter. 

• Zwei Vertreterinnen oder zwei Vertreter der katholischen Kindertagesstätte. 

• Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Elternbeirates der Grundschulen. 
 
5. Der Träger lädt zur 1. konstituierenden Sitzung des Stadtelternbeirates ein. 

 
6. Der Stadtelternbeirat wählt aus der Mitte der Gruppenvertreterinnen und Gruppenvertre-

ter in geheimer Wahl eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, eine Stellvertreterin 
oder einen Stellvertreter, eine Schriftführerin oder einen Schriftführer sowie eine Presse-
sprecherin oder einen Pressesprecher. 
 

7. Wahlberechtigte können ihr Stimmrecht nur persönlich ausüben. Abwesende Wahlbe-
rechtigte sind nur dann wählbar, wenn sie sich zuvor schriftlich zur Annahme der Wahl 
bereit erklärt haben. 
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8.  Sollte eine Vertreterin oder Vertreter vom Amt zurücktreten, findet eine Nachwahl statt, 

sofern die Aufgaben nicht durch die anderen Vertreterinnen und Vertreter übernommen 
werden können. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Elternbeirats ist immer neu 
zu bestimmen oder zu wählen. 

 
9. Der Stadtelternbeirat tritt nach Bedarf, jedoch mindestens zwei Mal jährlich zusammen. 
 
10. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende oder die Stellvertreterin oder der Stellvertreter lädt 

zu den Sitzungen ein, bereitet sie vor und leitet sie. Die Einladung muss schriftlich min-
destens 14 Tage vor der Sitzung erfolgen. 
 

11. Der Stadtelternbeirat ist mit den anwesenden Mitgliedern beschlussfähig.  
 
12. Die Beschlüsse werden schriftlich in einem Ergebnisprotokoll festgehalten. 

 
13. Alle Mitglieder erhalten eine Ausfertigung des Protokolls. 

 
14. Der Magistrat hat gegenüber dem Stadtelternbeirat eine frühzeitige und umfassende In-

formationspflicht. 
 

15. Soweit Beschlüssen und Anträgen des Stadtelternbeirates nicht entsprochen wird, sind 
Ablehnungen schriftlich zu begründen. 

 
 

§ 7 
 

Ausschluss von Mitgliedern des Elternbeirats 
 
1. Der Ausschluss aus dem Elternbeirat ist bei Pflichtverstößen oder bei Vertrauensverlust 

auf Antrag möglich. Solche Pflichtverstöße können insbesondere sein: 

• Gesetzesverstöße wie z.B. gegen Datenschutzrechte, Persönlichkeitsrechte, Geheim-
haltungsregelungen, Satzungsregelungen usw., 

• Amtspflichtverletzungen wie z.B. Rücksichtnahmepflichten, Verschwiegenheitspflich-
ten, Interessenkollisionen, Eigennutz usw., 

• Vertrauensmissbrauch, wiederholte Störungen usw., 

• sonstige Pflichtverstöße. 
 
2. Der Ausschluss erfolgt auf Antrag 

• der Hälfte aller wahlberechtigten Personensorgeberechtigten der Kinderbetreuungs-
einrichtung, 

• oder der Hälfte der übrigen Elternbeiratsmitglieder, 

• oder des Trägers der Kinderbetreuungseinrichtung, 
durch Mehrheitsbeschluss des Elternbeirates ohne Beteiligung des betroffenen Eltern-
beiratsmitgliedes. Mit einem solchen Beschluss endet die Elternbeiratsfunktion. 


